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8. A b s c h n i t t

Bemessung der Strafe 

§61

Grundsätze der Strafzumessung

(1) Bei der Strafzumessung hat das Gericht die Grundsätze der sozia­
listischen Gerechtigkeit zu verwirklichen.

(2) Art und Maß der Strafe sind innerhalb des gesetzlichen Strafrahmens 
unter Berücksichtigung der objektiven und subjektiven Umstände der Tat, 
wie Art und Weise ihrer Begehung, ihrer Folgen, der Art und Schwere 
der Schuld des Täters, zu bestimmen. Dabei sind auch die Persönlichkeit 
des Täters, sein gesellschaftliches Verhalten vor und nach der Tat und 
die Ursachen und Bedingungen der Tat zu berücksichtigen, soweit diese 
über die Schwere der Tat und die Fähigkeit und Bereitschaft des Täfers 
Aufschluß geben, künftig seiner Verantwortung gegenüber der sozialisti­
schen Gesellschaft nachzukommen. Es ist insbesondere zu prüfen, inwie­
weit der Täter aus bereits erfolgten Bestrafungen richtige Lehren gezogen 
hat. Bei der Festsetzung der Strafe hat das Gericht sowohl die zugunsten 
als auch zuungunsten des Täters vorliegenden Umstände allseitig zu 
würdigen.

(3) Legt das verletzte Gesetz fest, daß bestimmte Umstände die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit begründen, mindern oder erhöhen, darf das 
Vorliegen eines solchen Umstandes nicht noch strafmildernd oder straf­
erschwerend berücksichtigt werden.

(4) Geht das Gesetz davon aus, daß bestimmte Umstände die straf­
rechtliche Verantwortlichkeit mindern, so ist dies bei der Strafzumessung 
innerhalb des Strafrahmens des verletzten Gesetzes zu berücksichtigen.

§62

Außergewöhnliche Strafmilderung

(1) In den gesetzlich bestimmten Fällen der außergewöhnlichen Straf­
milderung kann eine Strafe bis auf das gesetzliche Mindestmaß der ange­
drohten Strafart gemildert oder eine leichtere als die gesetzlich vorge­
sehene Strafart angewandt werden, wenn die Tat weniger schwerwiegend 
ist.

(2) Die Strafe kann ebenso herabgesetzt werden, wenn die Vorausset­
zungen, gemäß § 25 von Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlich­
keit abzusehen, nicht in vollem Umfange vorliegen, aber bereits eine mil­
dere Strafe den Strafzweck erfüllt.

(3) Sieht das verletzte Gesetz wegen erschwerender Umstände eine 
Strafverschärfung vor, ist sie nicht anzuwenden, wenn sich unter Berück­
sichtigung der gesamten Umstände die Schwere der Tat nicht erhöht hat.

31


